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I
n Folge der Wahl von Olaf Scholz zum
neu(nt)en Bundeskanzler am 08.12.21
nahm die Bundesregierung aus SPD,

Bündnis90/DieGrünenundFDPihreArbeit
auf.EndeNovemberhattendiedreiParteien
ihren Koalitionsvertrag vorgestellt, wobei
klar wurde, dass das Bundesverkehrsmi-
nisteriumandieLiberalenübergeht.Neuer
MinisteristVolkerWissing(FDP),derdieses
AmtaufLandesebenebereits inRheinland-
Pfalz innehatte. Der Bahn-Report beschreibt
erste Reaktionen und analysiert mögliche
KonkretisierungenbahnpolitischerInhalte.

Nichts bis wenig drang aus den Koalitionsver-
handlungen nach außen. Geschlossen- und
Verschwiegenheit hatten sich die Parteien zu-
mindest für dieVerhandlungsphase auf die Fah-
nen geschrieben. Trotzdem fanden auch einige
bahnpolitischeAuseinandersetzungenimöffent-
lichen Raum statt. So hatte die Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft(EVG)am16.Novemberzu
einerDemonstrationvordenParteizentralenvon
Grünen und FDP in Berlin aufgerufen. Während
sich beide Parteien wiederholt für eine große
Bahnreform ausgesprochen hatten, war die SPD
strikt gegen wesentliche Veränderungen an der
StrukturderDBAG.DasdiesbezüglicheErgebnis
im Koalitionsvertrag ist ein klassischer Kompro-
miss: Der integrierte Konzernbleibt erhalten, die
Infrastruktureinheiten der Deutschen Bahn AG
sollendabeiaber„zueinerneuen,gemeinwohlori-
entiertenInfrastruktursparte“zusammengeführt
werden. Das bedeutet immerhin eine Abkehr
von Gewinn- respektive Renditeerwartungen
des Bundes gegenüber seinen Infrastrukturun-

ternehmenDBNetzundStation&Service. Sofern
Gewinne aus dem Betrieb der Infrastruktur ent-
stehen, verbleibendiese zukünftig in der neuen,
gemeinwohlorientierten Infrastruktureinheit.
Bislang werfen die Infrastruktursparten der
DBAGrundeineMilliardeEuroGewinnab–und
das jährlich.
In anderen Bereichen knüpft der Koalitions-

vertragbezüglichdesSystemsSchieneaneinige
verkehrspolitische Ziele der bisherigen Großen
Koalition an und konkretisiert diese: Das „Ver-
doppelungsziel“ im Personenverkehr ist wieder
ein wesentliches Element, wobei unklar bleibt,
was hier der genaue Bezugsrahmen ist. Anders
als die„GroKo“ stellt die Ampel nun auf die Ver-
kehrsleistungab,wasdurchdieVerknüpfungvon
AufkommenundReichweiteweiterenInterpreta-
tionsspielraum lässt. Der Marktanteil des Güter-
verkehrs auf der Schiene soll bis 2030 auf 25 %
gesteigert werden. Als Voraussetzungen hierfür
werden das Stichwort Deutschlandtakt und die
SchaffungentsprechenderInfrastrukturkapazitä-
ten benannt. Bemerkenswert ist, dass in diesem
Kontext (S. 49 im Koalitionsvertrag; siehe auch
imKastenaufder folgendenSeite)vom„Zielfahr-
plan eines Deutschlandtaktes“ (Hervorhebung
durch den Verfasser) die Rede ist. Damit deutet
sich eine Revision des bisher maßgeblichen 3.
Gutachterentwurfs (vgl. hierzu auch S. 21-25 in
dieser Bahn-Report-Ausgabe) an, zumal auch an
anderenStellennichtvon„dem“sondern„einem“
Deutschlandtakt gesprochenwird.
In diesem Zusammenhang sind auch die

Absichten,mitdenenderInfrastrukturausbaube-
schleunigtwerden soll, zu sehen: Zumeinen soll
einDialogprozessmitVerbändebeteiligungüber

diePrioritätenbeiderUmsetzungdesgeltenden
Bundesverkehrswegeplaneserfolgen.Zumande-
ren soll bei besonders prioritärenMaßnahmen–
hierzu werden Projekte aus den (bisherigen)
Deutschlandtakt-Vorhaben gezählt – verstärkt
das Instrument der„Legalplanung“ genutztwer-
den, was im Ergebnis einen Planungsbeschluss
per Gesetz bedeutet. Auch soll das Verhältnis
von Klimaschutz und Artenschutz im Rahmen
des Infrastrukturausbaus geklärt werden. Beides
sind Spannungsfelder, die insbesondere mit
Blick auf das Europarecht als mindestens heikel
einzustufen sind.
Im Grundsatz ist jedenfalls das Ziel einer ge-

stärkten Eisenbahn aus dem Koalitionsvertrag
herauszulesen.Soheißtes,dieSchienesolle„zum
Rückgrat der Mobilität werden – auch im ländli-
chenRaum“. Auch ist nunvorgesehen, erheblich
mehrindieSchienealsindieStraßezuinvestieren.
EineErhöhungderRegionalisierungsmittelfürdie
Länder ist ab 2022 geplant. Allerdings wird hier,
wie an anderen Stellen auch, offengelassen,wie
stark die Mittel anwachsen sollen. Die Senkung
von Trassenpreisen zur Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Eisenbahn wird gleichwohl
unter einenhaushälterischenVorbehalt gestellt.

! Reaktionen auf die Inhalte
InAnbetrachtderimKoalitionsvertragangerisse-
nen Inhalte und beschriebenen Ziele erhielt die
neue Ampel-Regierung grundsätzlich positive
Rückmeldungen aus der verkehrspolitischen
Szene. Die Allianz pro Schiene bezeichnete den
Koalitionsvertrag als „ermutigendes Aufbruchs-
signal für eineVerkehrswende“ und begründete
dies insbesondere mit den beabsichtigten

Oben:Rot,grün,gelb–währenddieRepubliknochnichteinmalwirklichim„Wahlkampfmodus“war,zeigtesichdieLandschaftzwischenThyrowund
Trebbin südlichvonBerlinam27.06.21 schon indezentenAmpelfarben.Windräder, Stromleitungenund ICEmögenhier zudemdasZukunftsideal
einesklimaneutralenDeutschlandsversinnbildchen,welchesdieneueBundesregierung langfristiganstrebt. Foto: JulianNolte

Welche Signale gibt die„Ampel“ der Eisenbahn?
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Veränderungen bei der Lkw-Maut. Diese werde
sich künftig stärker an der CO

2
-Last ausrichten

und Mauteinnahmen können anders als bisher
für den gesamten Mobilitätssektor eingesetzt
werden. Ähnliche Zuversicht strahlte auch die

Kommentierung des Bundesverbandes Schie-
nenNahverkehr (vormals BAG SPNV) aus, wobei
insbesondere aber auch auf die Notwendigkeit
zur Absicherung der erforderlichen Finanzmittel
für die angekündigten Projekte hingewiesen

wurde.DieEisenbahn-undVerkehrsgewerkschaft
EVG rühmte sich damit, die „ Zerschlagung des
DB-Konzerns“ abgewendet zu haben, und for-
derteebenfalls,dassimBereichFinanzierungden
Ankündigungen jetzt Taten folgenmüssten, um
„denimmensen Investitionsrückstauabzubauen
und einmodernes und klimafreundliches Bahn-
angebot zu schaffen.“
Zufrieden zeigte sich auch der Fahrgastver-

band PRO BAHN und lobte dabei,„die Entschei-
dung, die Infrastruktursparten des DB-Konzerns
gemeinwohlorientiert auszurichten“. Dieses
Ansinnenwurde auch vonmofair, demVerband
der Wettbewerbsbahnen im Personenverkehr,
gewürdigt.DasseineSenkungvonTrassenpreisen
unterHaushaltsvorbehaltsteht,wurdegleichwohl
bedauert. Grundsätzlich skeptischer zeigte sich
das Netzwerk Europäische Eisenbahnen, das
die Güterverkehrswettbewerber vertritt: „Im
Güterverkehr dürfte der Vertrag nicht für eine
schnelle Verminderung der Lkw-Kolonnen und
des CO

2
-Ausstoßes ausreichen. Wir finden darin

sehr, sehr viele einzelne Vorhaben, darunter
durchaus Verbesserungen bei der Schiene, aber
zugleich nur wenige messbare Kennzahlen, ein
geschleiftesTreibhausgas-Sektorziel, vieleRelati-
vierungen und nur wenige Änderungen an den
gesetzlichen Rahmenbedingungen,“ hieß es in
einem Pressestatement zum Koalitionsvertrag
vonSPD,GrünenundFDP.

Generell
" DieBahnmuss inganzDeutschlandzumRückgratderMobilitätwer-
den–auchimländlichenRaum.EinenSchwerpunktsetzenwirdabei
auf den Ausbau der Schieneninfrastruktur und des Bahnbetriebes.

" WirwerdendenMasterplanSchienenverkehrweiterentwickelnund
zügigerumsetzen,denSchienengüterverkehrbis2030auf25Prozent
steigern und die Verkehrsleistung im Personenverkehr verdoppeln.
Den Zielfahrplan eines Deutschlandtaktes und die Infrastrukturka-
pazität werdenwir auf diese Ziele ausrichten. Sofern haushälterisch
machbar, soll die Nutzung der Schiene günstiger werden, um die
Wettbewerbsfähigkeit der Bahnen zu stärken.

" Wir wollen einen Ausbau- und Modernisierungspakt, bei dem sich
Bund,LänderundKommunenunteranderemüberdieFinanzierung
bis 2030einschließlichder Eigenanteileder LänderundKommunen
und die Aufteilung der Bundesmittel verständigen sowieTarifstruk-
turen diskutieren. Regionalisierungsmittel werden ab 2022 erhöht.

" Die Investitionen in dieVerkehrsinfrastrukturmüssenweiter erhöht
undlangfristigabgesichertwerden.Dabeiwollenwirerheblichmehr
indieSchieneals indieStraße investieren,umprioritärProjekteeines
Deutschlandtaktes umzusetzen.

DB-Konzern
" Wir werden die Deutsche Bahn AG als integrierten Konzern inklusive
des konzerninternen Arbeitsmarktes im öffentlichen Eigentum erhal-
ten. Die internen Strukturen werden wir effizienter und transparenter
gestalten. Die Infrastruktureinheiten (DBNetz, DB Station und Service)
derDeutschenBahnAGwerdeninnerhalbdesKonzernszueinerneuen,
gemeinwohlorientierten Infrastruktursparte zusammengelegt. Diese
stehtzu100Prozent imEigentumderDeutschenBahnalsGesamtkon-
zern. Gewinne aus dem Betrieb der Infrastruktur verbleiben zukünftig
inderneuen Infrastruktureinheit.DieEisenbahnverkehrsunternehmen
werdenmarkt-undgewinnorientiert imWettbewerbweitergeführt.

" Wirwollen die Investitionsmittel für die DB Infrastruktur erhöhen.
" Bestehende staatliche Gesellschaften wie die Deutsche Bahn AG
(Infrastrukturbereich) oder die BImA werden wir stärken und ihre

Finanzierungsmöglichkeitenverbessern.DafürkönnenvonFallzuFall
Instrumente wie Kreditermächtigungen und Eigenkapitalstärkung
genutzt werden.

Infrastruktur
" Bis2030wollenwir75ProzentdesSchienennetzeselektrifizierenund
innovative Antriebstechnologien unterstützen.

" FürunseregemeinsameMission,diePlanungvonInfrastrukturprojek-
ten, insbesonderedenAusbauder ErneuerbarenEnergiendrastisch
zu beschleunigen, wollen wir das Verhältnis von Klimaschutz und
Artenschutz klären.

" WirwollengroßeundbesondersbedeutsameInfrastrukturmaßnah-
menauch imWegezulässigerundunionsrechtskonformerLegalpla-
nung beschleunigt auf denWeg bringen undmit hoher politischer
Prioritätumsetzen. […]BeginnenwerdenwirmitSchienenprojekten
aus demDeutschlandtakt […].

" Wir streben einen neuen Infrastrukturkonsens bei den Bundesver-
kehrswegen an. Dazu werden wir parallel zur laufenden Bedarfs-
planüberprüfung einen Dialogprozess mit Verkehrs-, Umwelt-,
Wirtschafts- und Verbraucherschutzverbänden starten mit dem
Ziel einerVerständigungüberdiePrioritätenbeiderUmsetzungdes
geltenden Bundesverkehrswegeplan.

Deutschland und Europa
" Wir werden mehr Oberzentren an den Fernverkehr anbinden. Wir
werden die Umsetzung eines Deutschlandtaktes infrastrukturell,
finanziell, organisatorisch, eisenbahnrechtlich und europarechts-
konform absichern.

" Grenzüberscheitenden Verkehr wollen wir stärken und mit der EU
sowie ihrenMitgliedstaatenNachtzugangebote aufbauen.

" Eine europäische digitale Infrastruktur, ein gemeinsames Eisen-
bahnnetz, eine Energieinfrastruktur für erneuerbaren Strom und
Wasserstoff sowie Forschung und Entwicklung auf demNiveau der
Weltspitze sindVoraussetzungen für die europäische Handlungsfä-
higkeit undWettbewerbsfähigkeit im 21. Jahrhundert.

ImBahnhofPaderborn rühmte sichdieDeutscheBundesbahneinst für die Elektrifizierungvon
25.000Gleiskilometern, die Ende1970abgeschlossenwar. Bis 2030 sollennun75%desSchie-
nennetzes elektrifiziert sein, was knapp 5.000weiteren Streckenkilometern unterOberleitung
entspricht. Foto:ArchivBahn-Report

Bahnpolitische Streiflichter:
AuszügeausdemKoalitionsvertragzwischenSPD,B‘90/DieGrünenundFDP
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! Reaktionen auf die Personalien
FürErnüchterung,stellenweiseabermöglicherwei-
seauchfürErleichterung,hatdieEntscheidungder
Koalitionäre gesorgt, das Verkehrsministerium in
dieHändederFDPzugeben.PROBAHNzeigtesich
hierüber„überrascht“ und sahmöglicheKonflikte
mit dem (grün besetzten) Umweltministerium.
Schon am Tag der Vorstellung des Koalitionsver-
tragessickertedurch,dassneuerVerkehrsminister
der bisherige FDP-GeneralsekretärVolkerWissing
werdenwürde. ZuvorhattedergrüneAntonHof-
reiter als Favorit fürdiesenPostengegolten. Seine
Partei B‘90/GRÜNEkonntedasVerkehrsressort je-
dochnichtmehrfürsichbeanspruchen,nachdem
die Wahl der Parteivorsitzenden Baerbock und
Habeck auf zwei andere,„große“ Häuser gefallen
war (Außen undWirtschaft/Klima). Entsprechend
ernüchtertwardieStimmunganTeilendergrünen
Basis, zumalWissing sich bereits amTag nach der
Nominierung als „Anwalt der Autofahrer“ in der

Boulevardpressetitulierenließ.„DieFDPwirddafür
Sorgetragen,dasshöhereEnergiesteuernaufDie-
selkraftstoffe durch geringere Kfz-Steuern ausge-
glichenwerden“,soWissingineinemInterviewmit
der„Bild“.VertretervonSPDundGrünengingenzu
diesemVorstoßgleichwohlumgehendaufDistanz.
„DasgibtderKoalitionsvertragsonichther“,zitierte
der„Spiegel“denGrünen-VerkehrsexpertenStefan
Gelbhaar.
Als Parlamentarische Staatssekretäre im Ver-

kehrsministerium hat die FDP Anfang Dezember
Daniela Kluckert (Berlin), Oliver Luksic (Saarland)
und Michael Theurer (Baden-Württemberg)
benannt. Anders als unter Andreas Scheuer gibt
es damit drei Parlamentarische Staatssekretäre
im Haus. Wer beamtete(r) Staatssekretär bzw.
-sekretärin sein wird, war kurz vor Drucklegung
diesesHeftsnochnichtabschließendbekannt.Die
WebsitedesMinisteriumsführteAnfangDezember
weiterhin den CDU-Politiker Michael Güntner als

Staatssekretär, der seit 2019 imAmt ist undoffen-
barweitermachendarf.ZudemkursiertederName
Stefan Schnorr, zuletzt imWirtschaftsministerium
für die Abteilung Digital- und Innovationspolitik
zuständig.
Gänzlich unklar blieb zunächst, wer das Amt

des Beauftragten der Bundesregierung für den
Schienenverkehr künftig ausfüllen wird, das zu-
letztvonEnakFerlemann(CDU)bekleidetwurde–
sofern es diesesAmtunter der neuenRegierung
überhaupt noch geben wird. Der von Kanzler
Scholz unterzeichnete Organisationserlass zur
Ampelregierung äußert sich zu dieser Funktion
jedenfalls nicht.
Was der genannte Erlass beinhaltet, ist die

neueBezeichnungdesVerkehrsministeriums:Aus
dem vormaligen BMVI wird nun das BMDV, das
„Bundesministerium fürDigitales undVerkehr“.

JULIAN NOLTE

M
itdemvorstehendenZitatkommen-
tierte der bisherige CSU-Minister
Andreas Scheuer die Verkehrsthe-

men im neuen Koalitionsvertrag. Was also
ist von den darin enthaltenen Absichten zu
halten, wenn die Vorgängerregierung dort
ein „Weiter so“ sieht, sich dasneueBündnis
abergleichzeitigalsprogressivverstehtund
„mehr Fortschrittwagen“will?

Die Antwort darauf wird die Zeit zeigen, doch
schon jetzt kannman zweifelsohne sagen: Auf die
neue Hausleitung wird es ankommen. Gerade im
BereichVerkehristdieAmpelvereinbarungsicherlich
bewusstsooffengestaltet,dassjedederdreiKoaliti-
onsparteienamEndedenoderdieMinisterinhätte
stellenkönnen.

! Keine Handschrift der FDP, dafür
bahnpolitischerMinimalkonsens

Es ist jedenfalls nicht so, dass der Bereich Bahn-
politik die Handschrift der FDP trägt. Zwar wurde
bereits früh in den Sondierungsverhandlungen
zwischen den Parteien klar, dass die Liberalen
einen politischen „Preis“ für den Lagerwechsel hin
zuSPDundGrünenverlangenwürden.Dassdieser
Preis im Verkehr aus dem Verzicht des generellen
TempolimitsaufdeutschenAutobahnenbestehen
sollte, wurde ebenso frühzeitig kommuniziert.
Dochauchdarüberhinauswirdberichtet, dassdie
verkehrspolitischen Forderungen der FDP in den
VerhandlungenüberwiegendausThemendesStra-
ßenverkehrs bestanden hätten: Der Führerschein
mit 16, die Erleichterung von Schwerlasttranspor-
ten und die Schaffungweiterer Lkw-Stellplätze im
Autobahnnetz,dasseiendiewesentlichenliberalen
Anliegengewesen.Insofernkanndas,wasdaneben
bahnpolitisch vereinbart wurde, sicherlich als Mi-
nimalkonsens zwischen den drei Ampelparteien
angesehenwerden.
DerKernderbahnpolitischenVereinbarungenist

gleichwohlnichtunbedingt schlecht:
" DieGemeinwohlorientierungderDB-Infrastruk-
tursparten und somit eine Abkehr vom atomi-
sierten Silodenken der Infrastrukturbetreiber
wirdeinwesentlicherBausteinfüreineinsgesamt

stärkereEisenbahn.DasgegenwärtigeKonstrukt
behindert – gerademit Blick auf weitere Elektri-
fizierungen – den Fortschritt, weil sich aus Sicht
der Infrastruktur bzw. seines Geldgebers Bund
entsprechende Investitionen oftmals betriebs-
wirtschaftlich nicht lohnen, wenn die ökono-
mischen Nutznießer die Verkehrsunternehmen
durchgünstigereEnergiekosten sind.

" DerKoalitionsvertragerkenntan,dasseinDeutsch-
landtakt nicht nur infrastrukturell, sondern dane-
ben auch finanziell, organisatorisch, eisenbahn-
rechtlich und auch mit Blick auf das EU-Recht
gedacht werden muss. Die „GroKo“ hatte ent-
sprechende Überlegungen meist ausgeblendet.
Die Formulierung „einDeutschlandtakt“ an Stelle
von„derDeutschlandtakt“deutetzudeman,dass
dieses wesentliche bahnpolitische Konzept nicht
abschließendgedachtwerdenkannundeineWei-
terentwicklungdesZielfahrplanszuerwartenist.

" Grundsätzlich ist eine stärkere Finanzierung der
Schienebeabsichtigt,dieRegionalisierungsmittel
werdenschon2022steigen.InwelchemUmfang,
dazugibtbislangjedochkeineVerlautbarungen.

! Bloß niemanden überfordern,
aber absehbar viele
Tücken imDetail

Die vorstehende Auflistung offenbart allerdings
auch schon, dass vieles Wohlklingendes noch
mit konkreteren Maßnahmen und vor allem
einer Finanzierung zuuntersetzen seinwird.Dies
geht einher mit der grundsätzlichen Kritik, die
nicht nur vonder (neuen)OppositionamAmpel-
Koalitionsvertrag geübt wird. Mit Blick auf die
bahnpolitischen Themen lässt sich festhalten:
" DieNeuausrichtungderbundeseigenenInfrastruk-
turgesellschaften innerhalb des DB-Konzerns ist
sicherlich eine Konzessionsentscheidung an SPD
(und die ihr nahestehende EVG). Im inhaltlichen
Ergebnis der Gemeinwohlorientierung ist es aber
auch ein Ziel für Grüne und FDP gewesen, nur
hättendieseParteienlieberdieInfrastruktursparten
außerhalb des Konzerns gesehen. Der nunmehr
gefundene Konsens beinhaltet immerhin die
Chance mit dem Thema „gemeinwirtschaftliche
Orientierung“derInfrastrukturjetztErfahrungenzu

sammeln,ohnemiteinergrößerenBahnstrukturre-
formmöglicherweiseKolateralschädenananderer
Stelle des Systems in Kauf zu nehmen, die die an
sich gute Sache der Infrastrukturgemeinwohlori-
entierung, mit diskreditieren könnten. In beiden
Szenarienwäreessoodersodaraufangekommen,
dassderBundFarbebekennt,wievielGelderbereit
ist, in das System Eisenbahn zu investieren. Ohne
ein stärkeres Engagement des Bundes bei der
dauerhaften Infrastrukturfinanzierung, wäre am
Endeweniggewonnen.

" Was im Kontext Deutschlandtakt vom Bundes-
verkehrsministerium zu erwarten sein wird, ist
ebenso spannend. Die angedachte Überprüfung
des Ordnungsrahmens hierfür ist ein Schritt, den
die bisherige Hausspitze nichtmachenwollte. Al-
lerdingsistunterFDP-Führungkaumzuerwarten,
dasseinBundesaufgabenträgerhierbei realistisch
wird (wie ihn z.B. auchder Bundesverband Schie-
nenNahverkehr (vormals BAG SPNV) kurz vor
VerkündigungdesKoalitionsvertragsnocheinmal
gefordert hatte), zumal der Begriff „Aufgabenträ-
ger“ keinerlei Erwähnung im Koalitionsvertrag
findet.DasdürftedieFDPinsofernerleichtern,weil
mit einer Bundesaufgabenträgerschaft letztlich
eine Abkehr vom Primat der Eigenwirtschaftlich-
keit und somit der Aufbau von „Staatswirtschaft“
naheläge. In der SPD mag man diesbezüglich
aufatmen,weildasbisherigeGeschäftsmodellvon
DBFernverkehrundsomiteinWesenskerndesKon-
zernsnichtdurchAusschreibungenbedrohtwürde.
Dabeimuss das Instrument Bundesaufgabenträ-
gerschaft gar nicht zwangsläufig mit Ausschrei-
bungswettbewerbverbundensein–indieserFrage
gehtes jedenfallsmehrumnationaleVorschriften
als umAnforderungen des Europarechts, so dass
über Ausschreibungsverpflichtungen der Bund
wohl im Zweifel selbst entscheiden dürfte (vgl.
dazuauchBahn-Report2/20,S.6).Angesichtsder
aktuellenKriseimSPNV-Markt(s.dazuauchS.15in
dieserAusgabe)istesrealpolitischwohlauchkaum
vermittelbar, den Fernverkehr ähnlich durch Aus-
schreibungenfürWettbewerberzuöffnen.Letztlich
istdennochzubefürchten,dassordnungspolitisch
im Kontext Deutschlandtakt „alles beim Alten“
bleibtunddasPrimatdervermeintlichenEigenwirt-

„Schön, dass die Ampel meine Arbeit der letzten Jahre fortsetzt“
EINEANALYSE VON JULIANNOLTE UND FLORIAN J. ANDERS
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(jn) Die Notwendigkeit, dass sich der Bund –wie im Koalitionsvertrag
der Ampel angelegt – möglichst bald mit Rahmenbedingungen und
Organisationsfragen im Kontext Deutschlandtakt beschäftigt, wurde
erst jüngstdurchdieVerkehrsministerkonferenzderBundesländer,die
sich AnfangDezember traf, unterstrichen.
EinAntragauf InitiativeMecklenburg-Vorpommerns inZusammen-

arbeitmitdenLändernBaden-WürttembergundBrandenburgfordert
die„dringendeSchaffungdernotwendigenRahmenbedingungen für
dieUmsetzungdesDeutschlandtaktes“.Dabeigehtesinsbesondereum
dieVerbindlichkeit von Fernverkehrsangeboten unddie gegenseitige
AnerkennungvonFahrscheinendurchdie SPFV-EVU–einThema, das
imBahn-Reportschonvor langerZeitundwiederholtbehandeltwurde
(vgl. z.B. Bahn-Report 2/19, S. 5-9).

Konkreter Anlass ist der Umstand, dass im neuen Fahrplanjahr
FlixTrain erstmals eine bisher stets vonDB Fernverkehr genutzte Fern-
verkehrstrasse erhalten hat (siehe dazu auch S. 19 in dieser Ausgabe),
dieverschiedeneHalteoptionenzwischenBerlinundHamburgzulässt.
Hieraus ergibt sich zunächst folgende Problematik: Trassen werden
jeweilsnurfüreinJahrvergeben.Für2022hatFlixTrainimmerhinzugesi-
chert,dieregionalbedeutsamenUnterwegshalte inSchleswig-Holstein
(Büchen),Mecklenburg-Vorpommern(Ludwigslust)undBrandenburg
(Wittenberge) zubedienen.ZukünftigeAngebotsverschlechterungen

für die Fahrgäste„in der Fläche“ können allerdings durch den zuneh-
menden Wettbewerb in kommenden Jahren nicht ausgeschlossen
werden,wiedermecklenburg-vorpommerscheVerkehrsministerMeyer
konstatierte.Dassdiese„Gefahr“aberebensovonder formaleigenwirt-
schaftlich agierendenDBFernverkehr ausgeht, sollte gleichwohl nicht
unerwähnt bleiben – nur erscheint das„Hereinregieren“ der Politik in
dasStaatsunternehmenDBsicherlichmanchmaleinfacher,hiergelang
es offenbar aber auch bei FlixTrain.
Ferner als problematisch wird die nicht vorhandene unterneh-

mensübergreifende Anerkennung von Fahrscheinen im Fernverkehr
gesehen.„Da DB Fernverkehr und FlixTrain gegenseitig die jeweiligen
Ticketsdesanderennicht anerkennen, sinddieStreckenzeitkartender
DBkaumnochattraktiv,weildiese imwichtigstenPendlerzugamNach-
mittag aus Richtung Hamburg Hauptbahnhof nicht genutzt werden
können. Konkret bedeutet dies, dass die Pendler auf einen früheren
oderspäterenZugausweichenmüssenodersichihreFahrkostenenorm
erhöhen“,machteMeyerweiter deutlich.
DasFehleneinesbundesweiteinheitlichen,übergeordneten,betreiber-

neutralen Fernverkehrstarifs sowiedie sich ausderderzeitigen jährlichen
Neuvergabe von Trassen und der fehlenden Vorgabe von Haltekon-
zeptionen im Fernverkehr ergebenden Unsicherheiten werden von der
Verkehrsministerkonferenzkritisiert –AdressatderKritik istderBund.

Deutschlandtakt: Länder sehen dringlichen

Handlungsbedarf in Folge der Expansion von FlixTrain

schaftlichkeitdesFernverkehrsfortbesteht.Wieder
BundsomitaberdasZieleinerBahnals „Rückgrat
der Mobilität“ erreichen, die Anbindung weiterer
Oberzentren an den Fernverkehr sicherstellen
oder auch zusammen mit den Nachbarstaaten
Nachtzugangebote (wieder) aufbauen will, dies
bleibt mehr als fraglich. Dass im Raum stehende
Trassenpreissenkungen hierbei nicht derWeisheit
letzter Schluss sein können, zeigen die aktuellen
Probleme mit (vermeintlichen) Preisanreizen im
Bahnbetrieb(s.dazuauchS.20indieserAusgabe).
DieNotwendigkeiteinesneuenOrdnungsrahmens
für denFernverkehrwirdaktuell jedenfalls einmal
mehr durch die Länder unterstrichen (s. unten
stehenderKasten).

" In infrastrukturellerHinsicht sindmitBlickaufden
Kontext Deutschlandtakt zwei Punkte brisant.
Zumeinen lässt sich rechtdeutlich einebeabsich-
tigte Weiterentwicklung, wenn nicht gar größere
ÜberarbeitungdesbisherigenZielfahrplans(3.Gut-
achterentwurfvonSMA)ausdemKoalitionsvertrag
herauslesen. Zum anderen wird aber gleichzeitig
benannt,dassmaneineVielzahlvonProjektenaus
dem jetzigenDeutschlandtakt-Maßnahmenkon-
zept planungsrechtlich neu einkleiden und somit
zur Umsetzung bringen möchte. Neben diesem
inhaltlichenWiderspruch lauert dabei eine große
formale Herausforderung auf den Bund. Das in
diesemKontextbenannteInstrumentderLegalpla-
nungistunterJuristenjedenfallsnichtunumstritten.
Ein gewichtiges Spannungsfeld wird auch im
Koalitionsvertrag direkt benannt: Das Verhältnis
zwischen europäischem und nationalem Recht.
ErsteErfahrungenmitder Legalplanunghatman
inDeutschlandbereitsnachderWiedervereinigung
beieinzelnenVorhabender„VerkehrsprojekteDeut-
sche Einheit“ (VDE) sammeln können. Das 2020
erlasseneMaßnahmengesetzvorbereitungsgesetz
(MgvG) greift ebenfalls diese Idee auf. Gerade im
Vergleich gegenüber der Zeit der VDE-Projekte
habensichjedochinsbesonderedieAnforderungen
des EU-Rechts erheblich weiter entwickelt. Dies
gilt vor allem für den Rechtsschutz, also grund-

sätzlicheKlagebefugnisseund somit denZugang
zu Gerichten. Auch die Klärung des Verhältnisses
vonKlimaschutz undArtenschutz, das imKoaliti-
onsvertrag benannt ist, muss im Spannungsfeld
zwischen Bundes- und Europarecht bewertet
werden. Wählt Deutschland hier einen Weg, der
nichteuroparechtskonformerscheintundderam
Ende langwierige Entscheidungen beim EuGH
abwartenmuss, wäre im Sinne der angestrebten
Planungsbeschleunigung wenig gewonnen.
Somit wird es hier zunächst auf gut moderierte
inhaltlicheProjektfortschreibungenimSinneeines
frühzeitigengesellschaftlichenKonsensesankom-
men, ohne dass Grundsatzfragen überhaupt vor
Gerichten landen müssen, was insbesondere die
Grünen und die ihr nahestehenden Verbände
forderndürfte.Gleichzeitigmussdieplanrechtliche
Beschleunigung der Infrastrukturprojekte aber
auch formal sauber ausgestaltet sein, was für die
neueBundesregierung insgesamteineHerausfor-
derungdarstellenwird.

! Grüne Absage an die
Verkehrswende?

Wenngleich die Absichten der Ampel von Um-
welt- und Verkehrsverbänden durchaus einige
Vorschusslorbeeren erhielten, so wird die neue
Regierung im Bereich Verkehr sicherlich weniger
progressiv unterwegs seinalsmancheine(r) erhofft
habendürfte.DasWort„Verkehrswende“kommtim
Koalitionsvertrag kein einziges Mal vor, was auch
die ZDF-Satiresendung „Heute Show“ am03.12.21
süffisant kommentierte und entsprechende grüne
AnkündigungenausdemWahlkampf sezierte.
DenZugriffauf dasVerkehrs(wende)ministerium

verspielten die Grünen jedenfalls selbst. In einem
innerparteilichen Machtkampf drückten die bis-
herigen Parteispitzen Baerbock und Habeck eine
AusbootungAntonHofreitersdurchdieParteigremien
undversorgtenstattdessenCemÖzdemirmiteinem
Ministerposten.DassHofreiter sichschon langesehr
gewissenhaft auf das Amt des Verkehrsministers
vorbereitethatteunddieverkehrspolitischeArbeitder

Grünen-BundestagsfraktioninFachkreiseneinehohe
Wertschätzunggenießt,spieltebeiBaerbocksundHa-
becksMachtspielchenmitSicherheitkeineRolle.Den
Kollateralschaden,dendiezweiSpitzengrünendamit
angerichtethaben,istfürdieParteiderzeitnochnicht
absehbar.Klarscheint,dassnebenderVerkehrspolitik
auchdieGlaubwürdigkeitinderKlimapolitikdurchdie
EntscheidunggegeneinenVerkehrsministerHofreiter
schwerenSchadengenommenhat.DenndasMotto
der Grünen lautete stets: Ohne Verkehrswende kein
wirksamer Klimaschutz. Und tatsächlich steht der
Verkehrssektor für rund 20 Prozent der Treibhaus-
gasemissionen, ohne dass es in diesem Bereich seit
1990Fortschrittegab.DieKlimawahlversprechender
GrünenausdemWahlkampfwerdenohneZugriffauf
dasVerkehrsministeriumschwereinzuhaltensein.

! Digital first, Verkehr second?
Richtigist,dassderKoalitionsvertragaberSpielräume
undFreiheitenenthält,diewiebereitseingangsskiz-
ziert–jenachHausleitung–unterschiedlichausgelebt
werdendürften.AuchdieneueFDP-Führungimjetzi-
genBMDVwirdsomitanihrenTatenzumessensein.
Ob die Verkehrsthemen durch die Umbenennung
desMinisteriumsnuneherindiezweiteReiherücken,
bleibtabzuwarten.Geradeim„analogen“Bereichdes
Schienenverkehrswie Infrastrukturentwicklungund
grundsätzlicherRechtsrahmenwartenaufVolkerWis-
singundCo.jedenfallserheblicheAufgaben.Einerster
Lackmustest,wieernsthaft imBMDVderAusbauder
Eisenbahngefördertwerdensoll,wirddielangersehn-
teÜberarbeitungderStandardisiertenBewertungsein
(vgl.Bahn-Report3/21,S.82-83),derenPräsentation
nunimerstenHalbjahr2022erwartetwird.
Für weiteren Fortschritt im Bahnsektor dürfte die

Funktion des Beauftragten der Bundesregierung für
den Schienenverkehr nicht unerheblich sein, denn
indieserRollebearbeiteteEnakFerlemannalshoch-
rangiger Vertreter zuletzt eine Menge Bahnthemen
mitbesonderemFokus. InsofernbleibtdieHoffnung,
dass diese Arbeit durch eine neue Person in selber
Funktion fortgeführtwird–unddass somitAndreas
ScheuerzumindesthierbeiRechtbehaltenwürde.


